Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2232 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Dollinger, Hödierl, Dr. Eckhardt, 
Wieninger und Genossen 


Der B'undestag wolle ibeschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

7ur Änderung und Ergänzung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bupjdesratcs das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 1. September 
1951 (Bundesgcsetzbl. I S. 791), 

des Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 14. November 1951 
(BundesgesetzbL I S. 885), 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteiuergesetzes vom 30. Juli 1952 
(BundesgesetzbL I S. 393), 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 23. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 233), 

des Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 21. Juli 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 211), 

des Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 26. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 505) und 

des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 8. März 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 103) 

wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Im § 4 Äbs. 1 wird folgende Ziffer 3 ein- 
gefügt; 


Dru<ic; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 8551 


„3. bei Phasenpauschalierung alle dem 
steuerpflichtigen Umsatz vorangegan- 
genen und folgenden Umsätze;“ 

Die bisherigen Nummern 3 bis 19 werden 
4 bis 20. 

2. In § 6 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Unterliegt bei Einfuhrwaren nur 
eine Lieferung der Besteuerung unter Be- 
freiung aller nachfolgenden Umsätze 
(Phasenpauschailierung), so bemißt sich 
die Umsatzsteuer nadi dem Wert des ein- 
geführten Gegenstandes gemäß den Ab- 
sätzen 1 und 2; sie wird in entsprechen- 
der Anwendung ider für idie Ausgleich- 
steuer geltenden Vorschriften erhoben.“ 

Der bisherige Absatz 3 wird Abs. 4. 

3. Dem § 7 wird folgender neuer Absatz 5 
angefügt: 

„(5) Für die nachstehenden Gegen- 
stände, bei denen nur ein Umsatz, und 
zwar der erste steuerpflichtige Umsatz 
unter Befreiung aller nachfolgenden Um- 
sätze der Besteuerung unterliegt (Phasen- 
pauschalierung), beträgt die Steuer bei 

a) Kaffee (Roh- und Röstkaffee) 

10 vom Fiundert des Wertes (§ 6), 

b) Zucker 

6 vom FFundert des Entgeltes (§ 5). 



4. Der § 9 (dies Gesetzes erhält folgeniden 
Absatz 2: 

„(2) Wird bei Einfuhrwaren die Um- 
satzsteuer nur bei einem Umsatz unter 
Befreiung aller nachfolgenden Um- 
sätze (Phasenpausdialierung) erhoben, ist 
Steuersdiuldner ider Unternehmer, der 
Zoll- bzw. Umsatzausgleichsteuer-Schuld- 
ner ist/' 

Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe ides § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) audi im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 20. März 1956 


Dr. Dollinger 

Höcherl 

Dr. Eckhardt 

Wieninger 

Bauer (Wasserburg) 

Demmelmeier 

Donhauser 

Fudis 

Funk 

Geiger (München) 
Frau Geisendörfer 
Dr. Graf (München) 
Kahn 
Kramei 

Lang (München) 


Lermer 

Meyer (Oppertshofen) 

Niederalt 

Dr. Oesterle 

Freiherr Riederer von Paar 

Dr. Rinke 

Ruf 

Schlick 

Schmücker 

Dr.-Ing. E. h. Schuberth 
Seidl (Dorfen) 

Spörl 

Stiller 

Wacher (Hof) 

Wittmann 
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Begründung 


1. Bekanntlich hat der Bundestag der Bundes- 
regierung aufgegeben, eine grundlegende Über- 
Prüfung des Umsatzsteuerrechts vorzunehmen 
und dem Bundestag Vorschläge zu machen. In 
der Denkschrift vom 6. Dezember 1955 — 
Drucksache 1924 — ist hierzu ausgeführt, daß 
einer systematischen Änderung grundsätzlich 
Bedenken entgegenstehen und daß ohne ein- 
gehende Prüfung der Erfahrungen in anderen 
Steuergebieten an eine systematische Reform 
nicht gedacht werden sollte. Es erscheint dem- 
gegenüber notwendig, unter grundsätzlicher 
Aufrechterhaltung des Systems des geltenden 
Umsatzsteuerrechts Maßnahmen zu treffen, 
die das Steuerrecht und das Erhebungsverfah- 
ren vereinfachen. Ein wesentlicher Mangel des 
geltenden Umsatzsteuerrechts ist das bei der 
Höhe der augenblicklichen Steuersätze beson- 
ders kraß in Erscheinung tretende Fehlen der 
Wettbewerbsneutralität. Dieser Mangel ist in 
den Beratungen des Bundestages über die För- 
derung des Mittelstandes besonders hervorge- 
hoben und sowohl vom Bundestag als von der 
Bundesregierung als abänderungsbedürftig be- 
zeichnet worden. Der vorliegende Antrag be- 
inhaltet die Herbeiführung der völligen Wett- 
bcwerbsneutralität für die in Betracht kom- 
menden Artikel bei gleichmäßiger fiskalischer 
Belastung aller Verbraucher. Die Besonderheit 
des Antrages ist die, daß das Steueraufkommen 
durch die Pauschalierung in der ersten umsatz- 
steuerpflichtigen Phase eine völlige Sicherheit 
des Aufkommens gewährleistet, wobei bezüg- 
lich des Artikels Kaffee sämtliche Sicherungen, 
die bei der Verzollung gegeben sind, auch der 
Umsatzsteuer zugute kommen. Sowohl bei 
Kaffee als auch bei Zucker tritt eine erhebliche 
Verringerung der Zahl der Steuerschuldner 
ein, womit eine Verwaltungsvereinfachung auf 
diesen Teilgebieten begonnen wird. Bei Kaffee 
erfolgt die Einziehung der Umsatzsteuer 
gleichzeitig mit der der Eingangsgefälle. Bei 
Zucker bietet der zur Beratung stehende 
Entwurf eines fünften Gesetzes zur Ände- 
rung des Zuckersteuergesetzes den Anlaß, 
den vorliegenden Vorschlag im Zusammenhang 
mit der Zuckersteuersenkung durchzuführen. 


2. Im Kaffeehandel sind die Umsätze der Groß- 
röstereien und der von ihnen belieferten Einzel- 
handelsgeschäftc mit je 4. v. H. Umsatzsteuer 
belastet, während die mehrstufigen Betriebe, 
wie z. B. der Versandhandel oder die Filial- 
betriebe, als selbströstende Unternehmen 
nur 4 V. H. Umsatzsteuer vom Endverbraucher- 
preis entrichten. 

Die mehrstufigen Betriebe liegen im Durch- 
schnitt durch Einsparung einer Umsatzsteuer- 
phase allein aus diesem Grunde um etwa 
0,80 DM bis 1, — DM je kg Röstkaffee preislich 
günstiger als die über die Großröstereien be- 
lieferten Einzelhandelsbetriebe. 

Diese Auswirkung führt zu einer steigenden 
Verlagerung der Kaffeeumsätze in die mehr- 
stufigen Betriebe. 

Das kommt darin zum Ausdruck, daß die 
Handelsstädte Hamburg und Bremen, die 
Hauptsitze der Versandgeschäfte, ihren Anteil 
am Kaffecsteueraufkommen der Bundesrepu- 
blik (ohne Berlin) von zusammen 36,7 v. H. 
im Steuerjahr 1950/51 auf 50,5 v. H. im 
III. Steuerquartal 1955/56 erhöhen konnten, 
während beispielsweise der Anteil von Nord- 
rhein-Westfalen von 35,03 v. H. im Steuerjahr 
1950/51 im III. Steuerquartal 1955/56 auf 
24,2 V. H. abgesunken ist. 

Die Begünstigung, die den mehrstufigen Be- 
trieben durch die Allphasensteuer gewährt 
wird, würde entfallen, und eine völlige Wett- 
bewerbsneutralität der Umsatzsteuer für die 
iKaffeeumsätze würde hergestellt sein, wenn 
man die Umsatzsteuer als Einphasensteuer er- 
heben würde. 

Man wird zweckmäßig die Umsatzsteuer als 
Einphasensteuer gleichzeitig mit den Eingangs- 
abgaben erheben, und zwar vom Durchschnitts- 
rohkaffeepreis einschließlich der darauf ruhen- 
den Eingangsabgaben bei entsprechend erhöh- 
tem Steuersatz. 

Das Steueraufkommen an Umsatzsteuer für die 
steuerpflichtigen Kaffeeumsätze dürfte bei rd. 
1 20 bis 1 25 Mio DM liegen. 
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Geht man für das Kalenderjahr 1955 davon 
aus, daß rd. 117 236,4 t Rohkaffee in den Ver- 
kehr gelangt sind, so dürfte, da zur Zeit etwa 
50 V. H. über einstufige Betriebe und minde- 
stens 50 V. H. über mehrstufige Betriebe ge- 
handelt werden, das Umsatzsteueraufkommen 
beim Durchschnittspreis von z. B. 23,20 DM je 
kg Endverbraucherpreis bei den einstufigen Be- 
trieben rd. 80,3 Mio DM und bei den mehr- 
stufigen Betrieben bei einem Durchschnittspreis 
für die gleiche Ware von 22,27 DM je kg 
(23,20 DM vermindert um die Großhandels- 
umsatzsteuer und die davon berechnete Einzel- 
handelsumsatzsteuer) rd. 42,8 Mio DM aus- 
machen, also zusammen 123,1 Mio DM. 

Da teilweise die Rechnungswerte höher und 
teilweise niedriger liegen, ergäbe etwa eine 
lOUüige Besteuerung vom Durchschnittsroh- 
kaffeewert mit Zoll- und Kaffeesteuer in Hohe 
von 10,75 DM je kg, erhoben unter entspre- 
chender Anwendung von § 6 des Umsatzsteuer- 
gesetzes in Verbindung mit der Umsatzaus- 
geichsteuerordnung, ein Aufkommen von 
(10 V. H. von 117 236,4 X 10 750 DM) 
126 Mio DM. 

Bei diesem Steuersatz und dieser Erhebungs- 
form wäre auf jeden Fall das bisherige Steuer- 
aufkommen fiskalisch von vornherein sicher- 
gestellt und würde die Gesamtheit der Verbrau- 
cher unabhängig vom Warenweg gleichmäßig 
belasten. 

3. Bei Zucker besteht keine Umsatzsteuer- 
statistik. Eine Berechnung des Aufkommens 
kann sich nur auf die Absatzstatistik''*) für 
Zucker stützen. 

Im Zuckerwirtschaftsjahr 1954/55 ist ein Ge- 
samtabsatz der Zuckererzeuger und Impor- 
teure von 14 Millionen Sack (zu 100 kg) fest- 
gestellt worden, davon ein Absatz von rund 
10 Millionen Sack über den Handel; der Rest 
wurde an verarbeitende Betriebe direkt abge- 
setzt. Innerhalb des Handels wurden rund 
9 Mio Sack in der Großhandelsstufe umgesetzt. 

"*) Bericht 20/21 der Marktforschungsstelle Zucker 
bei der Wirtschaftlidien Vereinigung Zucker eV. 


Unter Abrechnung der vorgesehenen Zucker- 
steuersenkung von 16, — DM pro dz ergibt sich 
nach der jetzt geltenden Preisverordnung ein 
Abgabepreis der Zuckerfabriken von 96,50 DM, 
des Großhandels von 103,45 DM und des Ein- 
zelhandels von 116, — DM pro v. H. kg. 
3 V. H. Umsatzsteuer in der Industrie- und Im- 
portstufe erbringen (14 Mio Sack X 2,90 DM) 

rd. 40,6 Mio DM, 
9 Mio Sack Großhandelsstufc 
(1 V. H. 1,03 DM) 
ergibt rd. 9,3 Mio DM, 

10 Mio Sack Einzelhandelsstufe 
(3 V. H. - 3,48 DM) 
ergibt rd. 34,8 Mio DM, 

so daß das gesamte 

Soll-Aufkommen sich auf 84,7 Mio DM 

beläuft. 

In Wirklichkeit dürfte das Aufkommen erheb- 
lich darunter liegen, da bei dieser Berechnung 
Steuerausfälle nicht berücksichtigt sind. 

Unter Zugrundelegung eines gleichen Steuerauf- 
kommens von 84 Mio DM für den Artikel 
Zucker ist also von einem Gesamtabsatz der 
steuerpflichtigen Zuckerfabriken von 14 Mio 
Sack auszugehen. Dieses bedeutet einen Steuer- 
betrag von 6, — DM pro 100 kg. Da in dem 
genannten bisherigen Zuckerabgabepreis der 
Zuckerfabriken von 96,50 DM bereits ein 
Steuerbetrag von 2,90 DM einkalkuliert Ist, 
muß der Abgabepreis der Zuckerfabriken um 
die Differenz von 3,10 DM = 99,60 DM er- 
höht werden. 

Dieses Ergebnis ist im Rahmen der Zucker- 
steuersenkung ohne weiteres für alle Beteilig- 
ten tragbar. Es hat zur Folge, daß die Zucker- 
steuersenkung für den Verbrauchszucker dem 
Verbraucher in voller Flöhe zugute kommt, 
während bei dem der Verarbeitung bestimmten 
Zucker eine Preiserhöhung um 3,10 DM ein- 
tritt, die lediglich zur Folge hat, daß auf dem 
Verarbeitungssektor die Senkung der Zucker- 
steuer sich lediglich auf 16, — > DM — ■ 3,10 DM 
^ 12,90 DM beläuft. 
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